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Singapur ist eine asiatische Erfolgsstory, die der Bevölkerung des Stadtstaates Wohlstand und 
Glückseligkeit beschert hat. Dies ist nicht nur der Eindruck, den die Regierung Singapurs bei den 
eigenen Bürgern und international erweckt wissen will, sondern durchaus auch der primäre Ein-
druck, den man bei einem kursorischen Blick auf die südostasiatische Metropole, wie beispiels-
weise bei einem touristischen Aufenthalt, gewinnt. Aus liberaler Sicht müssen allerdings grundle-
gende Defizite in den Bereichen Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Marktwirtschaft moniert 
werden. Der vorliegende Bericht plädiert für ein radikales Umdenken im internationalen Umgang 
und für einen kritischen Dialog mit dem „Super-Nanny“-Staat Singapur. 
 
 
Wo viel Licht, da auch Schatten… 
 
Seit 1970 hat sich das Bruttosozialprodukt Singapurs alle zehn Jahre verdoppelt (2008 bei 
37,600 USD BIP pro Kopf) und stellt somit heute das zweitgrößte Pro-Kopf-Einkommen nach 
Brunei in Südostasien dar. Aus einer sumpfigen Insel, deren Bewohner unter Gewaltakten zer-
strittener ethnischer Gruppen litten, ist ein friedlicher, korruptionsfreier Weltklasse-Handels- 
und Finanzstandort mit einer breiten Mittelschicht sowie mit beeindruckenden Sozial-, Gesund-
heits- und Bildungssystemen entstanden. Dies verdient zunächst einmal unsere höchste Aner-
kennung. Gerade aus liberaler Sicht sind der tolerante, respektvolle Umgang mit Minderheiten 
und die uneingeschränkte Religionsfreiheit zu nennen. Diesbezügliche Lobpreisungen Singapurs 
sind denn auch in der allgemeinen Literatur zu Singapur ausreichend vorhanden. Nachlesen 
kann man die wirtschaftlichen und sozialen Errungenschaften des Stadtstaates in den zahlrei-
chen Indizes, welche ökonomische Offenheit, staatliche Effizienz und Stand der Modernisierung 
messen, wie etwa im Index of Economic Freedom vom Fraser Institut bzw. Heritage Foundation, 
dem Korruptionswahrnehmungsindex von Transparency International sowie im Human Deve-
lopment Index des UN-Entwicklungsprogramms.  
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Der vorliegende Bericht möchte diese Errungenschaften, die allerdings von der Regierung Singa-
purs mitunter in überzogener Weise dargestellt werden – Singapur war nie ein „colonial back-
water“ ohne jegliche wirtschaftliche Basis und Bedeutung –,  auch gar nicht in Abrede stellen. 
Vielmehr ist es für uns bestürzend, dass Singapur trotz all seiner Fortschrittlichkeit bisher nicht 
den Weg zu substanziellen demokratischen Reformen gefunden hat. Die Regierung des Stadt-
staates sieht sich vor allem mit Verweis auf die innenpolitische Stabilität außerstande, derartige 
Reformen umzusetzen. Doch verfügt Singapur mit seinem hohen Bildungsniveau und Pro-Kopf-
Einkommen über alle wirtschaftlichen und sozialen Voraussetzungen, die gemeinhin als für eine 
funktionierende demokratische Regierungsform unerlässlich gelten.1 Singapur sollte deshalb 
keine Angst haben, diesen Schritt zu wagen und Liberale sollten keine Hemmungen haben, dar-
auf hinzuweisen. Dies gilt umso mehr, wenn Singapur selbst, wie der ehemalige Premierminister 






Singapur wird oft als die Schweiz Asiens bezeichnet, doch in politischer Hinsicht hat der Stadt-
staat wenig gemein mit dem westlichen Demokratiemodell; ja, die dortigen Machthaber machen 
keinen Hehl aus ihrer Aversion gegenüber diesem, der asiatischen Kultur angeblich fremden Ge-
sellschaftsprinzip. Das politische System Singapurs ist geprägt von politischer Dynastie, kontrol-
lierten Wahlen, eingeschränkter Pressefreiheit sowie gerichtlicher Verfolgung von politischen 
Dissidenten bis zu deren finanziellem Ruin oder freiwilliger Emigration.  
 
2.1 Regierung 
Der von vielen als Vater Singapurs bezeichnete Lee Kuan Yew dominierte die Politik und unter-
drückte die Opposition des Stadtstaates von Anfang an. In der berüchtigten „Operation Cold 
Store“ von 1963 ordnete die von ihm kontrollierte Volksaktionspartei (PAP) Festnahmen von 
Oppositionspolitikern an, um Singapurs Integration in die Malaysische Föderation ungehindert 
voranzutreiben. Als die linke „Barisan Socialist Party“, eine Absplitterung von der PAP, die ersten 
Wahlen 1968 boykottierte, nahm die PAP ungeniert alle Mandate im Parlament für sich in An-
spruch. 1987 wurden katholische Sozialarbeiter wegen „kommunistischer Aktivitäten zum Sturz 
der Regierung Singapurs“ unter Anwendung des drakonischen internen Sicherheitsgesetzes (ISA) 
verhaftet und, Berichten zufolge, gefoltert. Die PAP verteidigt ihre Vorherrschaft im Parlament 
bis heute mit undemokratischen Mitteln und Lee Kuan Yew bleibt oberstes Mitglied und „Bera-
tender Minister“ der Partei. Er nimmt an allen Kabinettssitzungen teil und sitzt gewöhnlich dem 
Premierminister gegenüber. 
 
1990 übergab Lee das Zepter an Goh Chok Tong, blieb aber als „Seniorminister“ weiterhin ein-
flussreich. Die PAP errang bei den Wahlen 82 der 84 Parlamentssitze, von denen lediglich 29 von 
der Opposition umkämpft waren. 14 Jahre später ging das Amt des Premierministers an Lees 
Sohn, Lee Hsien Loong, über, der in Personalunion auch den Posten des Finanzministers innehat. 
Angesichts der Schlüsselstellung der beiden Lees und der Tatsache, dass Lee Hsien Loongs Frau  
 
                                               
1 Adam Przeworski, Fernando Limongi (1997): Modernization: Theories and Facts, in: World Politics, 49, No. 2, Janu-
ar. Der Studie zufolge, sind die statistischen Chancen, dass Demokratie in einem Land mit einem Pro-Kopf-
Einkommen von über 6000 US-Dollar nicht überlebt 1 : 500. 
2 Dieser Teil stützt sich vor allem auf die Angaben des „Country Report Singapore“ (2008) Freedom House. 
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CEO der staatlichen Holdinggesellschaft Temasek ist, kann man sich des Eindrucks kaum erweh-
ren, dass die Familie Lee den Stadtstaat als ihr Patrimonium betrachtet.  
 
  
Lee Kuan Yew3            Lee Hsien Loong4 
 
2.2 Wahlen 
Singapur ist zwar formell eine parlamentarische Demokratie, doch wird diese durch das fakti-
sche Monopol der seit 1959 regierenden PAP unterlaufen. Begünstigt durch ein spezielles Mehr-
heitswahlrecht und mithilfe einer Reihe von undemokratischen Mitteln, verteidigt die PAP auf 
scheinbar legale Weise ihre Vormachtstellung bei den alle fünf Jahre stattfindenden Wahlen. In 
der Diktion von Freedom House stellt Singapur somit keine „elektorale Demokratie“ dar. Das po-
litische System wird als „teilweise frei“ („partly free“) bezeichnet. Die kurzfristige Bekanntgabe 
von Wahlterminen, Änderungen des Wahlrechts und der Wahlkreiszuschnitte, Eingriffe in die 
Meinungs- und Pressefreiheit sowie die Einschüchterung der Opposition sind integraler Bestand-
teil der Machtsicherungsstrategie der PAP. Fareed Zakaria hat Singapur als „liberale Autokratie“ 
bezeichnet, in der zwar im kleineren Rahmen der Bevölkerung bestimmte Freiheiten gewährt, wo 
aber die politisch wichtigen Entscheidungen vom „Patriarchen“ alleine getroffen werden.  
 
Obwohl die PAP bei den letzten Wahlen 2006 nur 66,6 Prozent (2001: 75,3 Prozent) der Stim-
men errang, entfielen von den 84 stimmberechtigten Sitzen im Parlament 82 auf die PAP und 
zwei auf Oppositionsparteien. Die Arbeiterpartei (WP) sowie die Demokratische Allianz Singa-
purs (SDA), die jeweils 16,3 bzw. 13 Prozent der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigen 
konnten, errangen jeweils einen Parlamentssitz. Die Oppositionsparteien hatten  gegen die 84 
Bewerber der Regierungspartei nur insgesamt 47 Gegenkandidaten ins Rennen geschickt, was im 
Vergleich zu den vorhergehenden Wahlen allerdings einen signifikanten Anstieg bedeutete. Von 
den 84 Mandaten werden lediglich neun in Einerwahlkreisen gewählt, während 75 Abgeordnete 
aus Gruppenwahlkreisen (GRCs) hervorgehen. Offiziell dient dies der Repräsentation von Min-
derheiten, doch in der Praxis erschweren GRCs aufgrund ihrer vorgeschriebenen ethnischen Mi-
schung die Aufstellung einer ausreichenden Zahl von Gegenkandidaten. Das Wahlsystem er-
schwert es Oppositionskräften, die Regierungsmehrheit anzugreifen. 
 
Die Verfassung sieht vor, dass maximal drei unterlegene Oppositionskandidaten, nämlich die 
knappsten Wahlverlierer, als Nicht-Wahlkreis-Abgeordnete (NCMP) ebenfalls in das Parlament 
einziehen können. Da zwei Oppositionsabgeordnete gewählt wurden, gibt es in der laufenden 
Legislaturperiode nur eine NCMP-Abgeordnete (von der WP). Seit 1990 kann das Parlament für 
die Dauer der Legislaturperiode zusätzlich bis zu neun Abgeordnete (NMP) ernennen. Im letzten 
Parlament war die maximale Anzahl von NMPs vertreten. NCMPs und NMPs haben aber kein  
 
                                               
3 Vgl. http://en.wikipedia.org/wiki/Lee_Kuan_Yew (Juni 2009). 
4 Vgl. http://en.wikipedia.org/wiki/Lee_Hsien_Loong (Juni 2009). 
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volles Stimmrecht. Sie dürfen zum Beispiel bei Misstrauensanträgen und Verfassungsänderungen 
nicht abstimmen. In der Praxis ist die Kontrollfunktion des Parlaments infolgedessen kaum exi-
stent. 
 
In Singapur untersteht die Wahlkommission  („Elections Department“) direkt dem Premierminis-
ter. Von einer Unabhängigkeit kann folglich keine Rede sein. Das Komitee für die Festlegung der 
Wahlkreisgrenzen  („Electoral Boundary Review Committee“) bestimmt die Grenzen der Wahlbe-
zirke und ist lediglich dem Kabinett, nicht dem Parlament verantwortlich. Änderungen werden 
erst kurz vor den Wahlen bekannt gegeben. Wahlbezirke, in welchen die Opposition bei voran-
gegangenen Wahlen einen hohen Stimmenanteil erreichte, werden in der Regel einer beträchtli-
chen Umgestaltung zugunsten der PAP unterzogen. Beschwerden bezüglich Manipulationen 
durch die PAP werden von den zuständigen Regierungsstellen regelmäßig ignoriert. 
 
Singapurische Staatsbürger, welche mindestens 21 Jahre alt 
sind, sind per Gesetz zur Abgabe ihrer Stimme verpflichtet. 
Folglich zieht die Nichtinanspruchnahme des Wahlrechts 
den Verlust desselben nach sich, was nur durch 
glaubwürdige Begründung und Bezahlung einer entspre-
chenden Strafgebühr rückgängig gemacht werden kann. Die 
Parteien selbst haben kaum Zeit zum Wahlkampf, da dieser 
auf 8 Tage begrenzt ist, was besonders die 
Oppositionsparteien benachteiligt. So erfolgte 2006 die 
Bekanntgabe der Wahlkreisänderungen am 3. März, des 
Wahldatums am 20. April und der Kandidaten eine Woche 
darauf. Da die Regierung den Wahltermin festlegt, hatte die     Karte von Singapur, Quelle: Spiegel 
PAP allerdings genügend Zeit, um drei Monate vor den Wah-    Online Länderlexikon. 
len ein umfassendes Ausgabenpaket zu beschließen, das unter  
anderem die Barauszahlung von 200 Singapurdollar an jeden erwachsenen Bürger bzw. 400 Sin-
gapurdollar an Soldaten beinhaltete. 
 
2.3 Medien 
Die Medienkontrolle durch die PAP beschränkt die Möglichkeiten der politischen Meinungsäuße-
rung aller anderen politischen Kräfte signifikant. Mithilfe von exorbitanten Schadensersatzkla-
gen wurden auch ausländische Medien in die Knie gezwungen. Die PAP hat klar gemacht, dass 
jede „Einmischung“ in die inneren Angelegenheiten Singapurs von dessen Regierung nicht ge-
duldet, sondern strengstens geahndet wird. 
 
Das Verbot politischer Filme und Fernsehbeiträge macht es der Opposition schwer, ihre politi-
schen Programme effektiv zu kommunizieren. Alle örtlichen Zeitungen, Rundfunkstationen und 
Fernsehkanäle sind zudem im Besitz von mit der Regierung verbundenen Unternehmen. Zwar 
publizieren Zeitungen mitunter kritische Beiträge, doch bestätigt die Ausnahme die Regel und 
ist Selbstzensur weitverbreitet. Das aus der britischen Kolonialzeit stammende Gesetz gegen 
Volksverhetzung („Sedition Act“) untersagt die Verbreitung von „aufwieglerischem“ Material und 
Handlungen, welche die öffentliche Ordnung gefährden könnten. Staatliche Zensur findet statt 
und richtet sich nicht nur gegen sexuell anzügliche, gewaltverherrlichende und drogenbezogene 
Inhalte. Im April 2007 stellte die Regierung einen Dokumentarfilm auf den Index, der von der 
17-jährigen Inhaftierung eines politischen Aktivisten handelte.  
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Die Straits Times hat als die einzige großformatige Tageszeitung keinen ernsthaften Konkurren-
ten und geriet seit ihrer Gründung zunehmend unter den Einfluss der PAP. Der zu Beginn kriti-
sche Redakteur Lesley Hoffman ging in die freiwillige Emigration und seitdem rekrutieren sich 
wichtige Redakteure aus der Bürokratie und dem Staatssicherheitsdienst. Nach der Übernahme 
der Straits Times durch die Regierung wurden drei weitere Zeitungen – die malaiische Utusan 
Melayu, die chinesische Nanyang Siang Pau und der Singapore Herald - geschlossen. Zudem 
wurden vier der leitenden Redakteure der Nanyang Siang Pau 1971 wegen angeblich kommunis-
tischer Umtriebe inhaftiert. Dem Singapore Herald dagegen wurde die Verstrickung in eine Ver-
schwörung mit der amerikanischen CIA vorgeworfen. Somit stehen Singapurs Printmedien heute 
fest unter der Fuchtel der Regierung. 
 
Seit 2006 müssen alle ausländischen Publikationen einen Rechtsvertreter ernennen und hohe 
finanzielle Einlagen leisten. Damit soll gewährleistet werden, dass sie bei Verstößen den exorbi-
tanten Schadensersatzforderungen Folge leisten können. Auf diese Weise hat die Familie Lee in 
der Vergangenheit ihr ohnehin bereits ansehnliches Vermögen um mehrere Hunderttausend, 
wenn nicht Millionen (siehe unten), Euro mehren können – Zyniker verstehen das Akronym PAP 
als „Pay and Pay“. Dies haben die Publikationen Asiaweek, Far Eastern Economic Review, Asian 
Wall Street Journal, International Herald Tribune, The Economist und Newsweek bereits am eige-
nen Leibe erfahren müssen. So zahlte die Financial Times im Oktober 2007 eine unbekannte 
Summe an die Lee Familie für einen Artikel, welcher die politische Dynastie Singapurs unter dem 
Aspekt des Nepotismus beleuchtete. 
 
Die so oft gerühmte Sauberkeit der singapurischen Bürokratie trifft in politischen Gerichtsver-
handlungen nicht zu, wie z.B. aus dem Länderbericht 2008 von Freedom House hervorgeht. Die 
Durchdringung aller staatlichen Institutionen durch die PAP macht auch vor der Justiz keinen 
Halt; viele Richter sind zudem über persönliche Beziehungen eng mit der Regierung verbunden. 
Dies erklärt die regierungsfreundlichen und für die Angeklagten oft ruinösen Gerichtsurteile 
sowie Singapurs Rang auf dem Pressefreiheitsindex der Organisation Reporter ohne Grenzen. 
Dort rangiert der nach außen so moderne Stadtstaat auf der 144. Position, eine Stelle vor Ruan-
da und nach Tunesien. 
 
Ähnlich wie im Nachbarstaat Malaysia entwickelt sich das Internet in Singapur zum Surrogat für 
den Mangel an politischer Offenheit in den Print- und elektronischen Medien. 1996 unternahm 
die Regierung den Versuch, die Nutzung des Internets für politische Ambitionen zu begrenzen, 
indem sie den Erhalt einer Lizenz durch die Rundfunkanstalt Singapurs für Internetseiten von 
politischen Parteien, religiösen Gruppierungen und anderen Organisationen erforderlich machte. 
Doch eine 2007 lancierte Online-Petition gegen eine Erhöhung der ohnehin extrem hohen Ge-
hälter von Ministern zeigte, dass eine vollständige Kontrolle des Internets kaum möglich ist. 
Tausende unterschrieben die Petition und versahen sie mit kritischen Kommentaren über die 
Regierung. 
 
2.4 Politische Opposition und Rechtsstaat 
Die politische Opposition wird auf zweierlei Weise in Schach gehalten. Zum einen durch eine 
Reihe von restriktiven Gesetzen wie dem „Societies Act“, „Sedition Act“, „Trade Unions Act“, 
„Criminal Law Act“ sowie dem eingangs erwähnten ISA. Zweites Standbein der Sicherheitsstra-
tegie der Regierung ist die uneingeschränkte Anwendung des rechtlichen Arsenals auf Oppositi-
onelle mit dem Ziel, diese finanziell zu ruinieren bzw. mittelbar zur Emigration zu zwingen. Die 
Unabhängigkeit der singapurischen Justiz ist folglich nicht gewährleistet. 




Das aus dem Jahre 1966 stammende Gesellschaftsgesetz beschneidet die Vereinigungsfreiheit 
dadurch, dass lediglich Gruppen, die sich als politische Parteien oder Organisationen registrieren, 
organisierte politische Aktivitäten durchführen dürfen. Das Gewerkschaftsgesetz erlaubt zwar 
die Bildung von Gewerkschaften, doch nur unter bestimmten Voraussetzungen und von den 64 
Gewerkschaften Singapurs befinden sich lediglich fünf nicht unter der Ägide des Nationalen 
Gewerkschaftskongresses, der sich offen zur PAP bekennt. Gemäß eines 2004 verabschiedeten 
Zusatzes zum Gewerkschaftsgesetz, ist es Gewerkschaftsmitgliedern untersagt, über Einigungen 
zwischen Gewerkschaftsführern und Arbeitgebern abzustimmen. Das Straftatengesetz wie auch 
der ISA erlauben es der Regierung im Namen der Aufrechterhaltung von Ordnung und Sicher-
heit, ohne Gerichtsbeschluss Verdächtige zu inhaftieren und Durchsuchungen durchzuführen. In 
der Vergangenheit wurde der ISA zur Eindämmung mutmaßlicher kommunistischer Gefahren 
eingesetzt, doch bleibt das Gesetz auch heute noch relevant, z.B. bei der Verfolgung islamisti-
scher Terroristen. 
 
Zwar lassen diese Gesetze eine repressive Haltung seitens der staatlichen Autoritäten bereits im 
Ansatz erkennen, doch sichtbarster Ausdruck derselben sind die Einzelschicksale, die führenden 
Oppositionellen zuteil wurden. Die beiden Ikonen der Opposition sind der ehemalige Vorsitzende 
der Arbeiterpartei, J.B. Jeyaretnam, sowie der Vorsitzende der Demokratischen Partei Singapurs 
(SDP), Dr. Chee Soon Juan. Allerdings verstarb Jeyaretnam im September 2008. Die SDP ist Mit-
glied des von der Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit unterstützten regionalen Partei-
enverbundes Council for Asian Liberals and Democrats (CALD) und hat derzeit deren Vorsitz inne. 
Dr. Chee kann jedoch diese Funktion nicht wahrnehmen, weil er seit geraumer Zeit von der Re-
gierung daran gehindert wird, Singapur zu verlassen.  
 
Sowohl Jeyaretnam als auch Chee wurden durch Verleumdungsklagen finanziell ruiniert, was 
nach den Gesetzen des Stadtstaates den Verlust des passiven Wahlrechts nach sich zieht. Ähnli-
che Schicksale widerfuhren dem erfolgreichen Rechtsanwalt Tang Liang Hong und dem ehemali-
gen Präsidenten der „Law Society“ Francis T. Seow. Während Tangs Vergehen darin bestand, sich 
als Oppositionskandidat bei einer Wahlveranstaltung kritisch über die PAP und deren Führungs-
riege geäußert zu haben, so machte Seow den „Fehler“ eine Gesetzesvorlage zur Einschränkung 
der Pressefreiheit kritisch zu kommentieren. In der Folge gingen Tang und Seow ins freiwillige 
Exil. Tangs gesamtes Vermögen in Singapur wurde konfisziert, nachdem er die Strafe von 4,7 
Millionen US-Dollar, die nachträglich auf 2,1 Millionen US-Dollar reduziert wurde, nicht bezah-
len konnte.  
 
Der Fall des Dr. Chee mutet besonders tragisch an. 1993 wurde er von der 
Nationalen Universität Singapurs entlassen und von dem Leiter seiner 
Fakultät – ein Parlamentsabgeordneter der PAP - wegen Verleumdung 
verklagt, nachdem Chee seine Entlassung anfocht. In der Folge musste 
Chee ca. 400.000 US-Dollar Schadensersatz zahlen. 2001 verklagten Lee 
Kuan Yew und Goh Chok Tong Chee wegen Verleumdung, weil er Kritik an 
dem von Singapur geheim gehaltenen Kredit für das fallende Suharto 
Regime geübt hatte. Das Gericht untersagte Chee, einen ausländischen 
Rechtsanwalt zu engagieren, obgleich Chee angab, dass kein lokaler Chee 
Soon Juan5 
 
                                               
5 Vgl. http://en.wikipedia.org/wiki/Chee_Soon_Juan (Juni 2009). 
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Rechtsanwalt ihn vertreten wolle. Lee und Goh dagegen durften einen „Senior Counsel“ enga-
gieren, dem singapurischen Äquivalent des von Chee geforderten „Queen Counsel“. Zudem gab 
das Gericht der Klage in einem summarischen Urteil statt, was bedeutete, dass Chee keine offe-
ne Verhandlung erhielt, während derer er sich hätte verteidigen und Zeugen berufen können. 
Den Klägern wurde indes die Summe von 500.000 US-Dollar als Schadensersatz zugesprochen. 
 
Neben der Arbeiterpartei und der Demokratischen Partei ist die Demokratische Allianz Singapurs 
(SDA) als Oppositionskraft erwähnenswert. Doch im Gegensatz zu den Vorsitzenden der beiden 
anderen Parteien, verfolgt Chiam See Tong, der Parteivorsitzende, einen gemäßigten Kurs im 
Umgang mit der Regierung. Kritiker sehen deshalb in seiner Partei eher eine Alibi-Einrichtung, 
die Singapur den Schein von politischer Offenheit geben soll, als eine genuine Oppositionspartei. 
 
Ein weiteres Monitum für jeden Liberalen hinsichtlich Rechtsstaat und Menschenrechte ist die 
Tatsache, dass Singapur ein im internationalen Vergleich äußerst dezidierter Anwender der To-
desstrafe ist. Amnesty International zufolge, hatte der Stadtstaat sogar die höchste Pro-Kopf-
Exekutionsrate der Welt zwischen 1994 und 1999.6 Als wenig fortschrittlich betrachten Liberale 
auch die Anwendung der Prügelstrafe, das so genannte „caning“. 1993 wurde diese Strafe 
3.244-mal ausgeteilt, 2007 wurden 6.404 Angeklagte zum Auspeitschen verurteilt, wovon 95 





3.1 Armes reiches Singapur 
Singapur gilt als reicher Stadtstaat, doch die wirtschaftlichen Zahlen entsprechen nicht immer 
diesem Bild. Die Einkommensunterschiede sind hoch, die Binnennachfrage als Anteil am BIP 
gering und das Wachstum einseitig. 
 
Singapurs Gini Koeffizient, der die Ungleichheit der Einkommen misst, ist auf dem Niveau von 
Dritte-Welt-Ländern.  Während Staaten wie Japan, Korea und Taiwan einen Gini-Wert haben, 
der dem europäischer Staaten entspricht (0,25, 0,32, und 0,33), lag Singapurs Wert 2006 bei 
0,47, was den Stadtstaat in die Nähe von Ländern wie Guatemala (.48) rückt. Der Professor für 
Wirtschaft an der Lee Kuan Yew School of Public Policy, Mukul Asher, errechnete außerdem, 
dass 75 Prozent der Beitragszahlenden keine ausreichende Pension aus dem staatlichen Renten-
fond (Central Provident Fund oder CPF) erhalten werden. Zudem können sich 80 Prozent der Sin-
gapureaner lediglich die weniger luxuriösen vom singapurischen Staat gebauten Wohnungen 
leisten. Der Mittelwert der Einkommen beträgt derzeit 2500 Singapur-Dollar, also rund 1280 
Euro. Das Einstiegsgehalt für Minister hingegen soll in diesem Jahr wegen der Wirtschaftskrise 
„nur“ 1,54 Millionen Singapur-Dollar betragen (790.000 Euro), 20 Prozent weniger als im Vor-
jahr. Die Gehälter der obersten Posten im öffentlichen Dienst sind an die der Top-Manager ge-
koppelt. Begründet wird dies mit der Notwendigkeit, Spitzenkräfte in den Staatsdienst zu locken. 
Angesichts der Tatsache, dass das durchschnittliche Einkommen der ärmsten 20 Prozent der 
Bevölkerung zwischen 1998 und 2003 um fast 15 Prozent schrumpfte, während das Einkommen 
des reichsten Fünftels der Bevölkerung um fast 12 Prozent anstieg, sorgen exorbitante Beamten- 
und Politikergehälter für zunehmenden Unmut unter den Singapureanern.  
                                               
6 Vgl. http://www.amnesty.org.uk/news_details.asp?NewsID=15101 (Juni 2009). 
7 Vgl. “Country Reports on Human Rights Practices for 2007”, US State Department, 11. März 2008. 
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Das hohe Einkommensgefälle ist mit der langen Arbeitszeit von durchschnittlich 48,4 Stunden 
pro Woche gepaart, was weit über der Arbeitszeit in allen Mitgliedstaaten der OECD liegt. Infol-
gedessen beträgt Singapurs BIP pro Stunde 20,89 US-Dollar, etwas mehr als in Slowenien, aber 
weniger als in Trinidad und Tobago und Estland. Die Kombination aus langen Arbeitszeiten und 
hohen Einkommensunterschieden macht das Leben des durchschnittlichen Singapureaner nicht 
gerade einfach. 
 
Zwischen 1960 und 2000 sank der private Konsum als Anteil am BIP von 74 Prozent auf 39 Pro-
zent. Das Wachstum der singapurischen Wirtschaft fußte folglich weniger auf der Binnennach-
frage, als auf der weltweit höchsten Sparrate und der Expansion der Arbeitszeiten. Mit anderen 
Worten, Singapurs Wachstum wurde nicht durch eine Zunahme der so genannten Totalen Fak-
torproduktivität (TFP) erzeugt, sondern in erster Linie durch erhöhte Kapitalinvestitionen und 
längere Arbeitszeiten. Die TFP gilt indes als Maßstab für den technologischen Fortschritt und 
Effizienz. Singapurs geringe TFP bedeutet, dass das Land mehr investieren muss als andere Län-
der mit einer höheren TFP, um den gleichen Zuwachs am nationalen Einkommen zu erzielen. 
Dies erfordert wiederum das Beibehalten der hohen Sparrate, welche zulasten des privaten Kon-
sums und damit der Lebensqualität geht. 
 
3.2 Dualismus zwischen Binnen- und Außenwirtschaft 
Singapur zählt angeblich zu den am stärksten deregulierten und privatisierten Volkswirtschaften 
der Welt. In zahlreichen ökonomischen und sozioökonomischen Indizes brilliert der Stadtstaat 
mit hohen Werten. So erhielt Singapur 2008 beispielsweise einen Wert von 8,6 (Höchstwert 10) 
im Wirtschaftsfreiheitsbericht des kanadischen Fraser Institutes und im Korruptionswahrneh-
mungsindex von Transparency International den zweithöchsten Wert von 9,2. Diese Indizes er-
fassen allerdings nicht alle Merkmale der singapurischen Volkswirtschaft. 
 
Etwas weniger bekannte bzw. weniger einfach zu durchschauende Aspekte der Wirtschaft Sin-
gapurs betreffen die Rolle des Staates sowie der asiatischen „Paten“, wie die Tycoons von dem 
Wirtschaftsexperten Joe Studwell in seinem 2007 erschienenen gleichnamigen Buch bezeichnet 
werden. So muss man zwischen dem nach außen hin orientierten Exportsektor und der Binnen-
wirtschaft des Stadtstaates unterscheiden. Joe Studwell schreibt hierzu: 
 
The contrast between globally competitive external economies – those of the export 
manufacturers – and cosseted domestic economies – is equally apparent in [Hong 
Kong and Singapore]. (…) The pursuit of core cash flow is about obtaining monopo-
listic or oligopoly licences, wherever a godfather operates in south-east Asia. The 
main difference between locales is that these rights were distributed afresh by post-
colonial era governments in Thailand, Malaysia, Indonesia and the Philippines; they 
were – with the exception of some banking and real estate entitlements – grabbed 
by the government in Singapore (…).8 
 
Angesichts dieser dualistischen Wirtschaftsstruktur, ist es kaum verwunderlich, dass Singapur 
bis vor kurzem noch als einziges Nichtentwicklungsland über kein Wettbewerbsgesetz verfügte. 
Zwar wurde ein solches Gesetz 2004 verabschiedet und 2006 in Kraft gesetzt, doch breite Ge-
biete der Binnenökonomie, welche sich in der Kontrolle staatlicher Unternehmen befinden, blei-
ben von den Regelungen ausgenommen. Dies betrifft Strom-, Gas- und Wasserversorgung, Klär- 
                                               
8 Vgl. Joe Studwell (2007): Asian Godfathers, Profile Books, S. 71. 




anlagen, Postdienste, Häfen, Medien, Telekommunikation und einige Dienstleistungen im Ban-
kensektor.  
 
Dass die Regierung Singapurs eine interventionistische Wirtschaftspolitik verfolgt, ist allseits 
bekannt. Der Kauf eines thailändischen Telekommunikationsunternehmens durch das Staatsun-
ternehmen Temasek im Jahr 2006 trug nicht nur zur innenpolitischen Krise Thailands bei, son-
dern belastet auch die Beziehungen beider Länder bis zum heutigen Tag. Eine Studie der ameri-
kanischen Botschaft in Singapur („US Embassy Singapore Country Commercial Guide FY 2001“) 
legte das Ausmaß dieser interventionistischen Wirtschaftspolitik für die Binnenwirtschaft Sin-
gapurs offen. So machen die unter dem Einfluss der singapurischen Regierung stehenden Unter-
nehmen (GLCs) 60 Prozent des singapurischen BIPs aus. Singapur bestritt diesen Wert und gab 
13 Prozent als richtigen Wert an. Allerdings kam diese Zahl unter anderem dadurch zustande, 
dass die singapurische Definition von Staatseigentum erst bei einem Anteil von 20 Prozent an 
einem Unternehmen dieses als Staatseigentum betrachtet. In dem Fall, wo die Regierung 50 
Prozent von Unternehmen X besitzt, X 30 Prozent Anteil an Y hat, was 15 Prozent indirekter 
Beteiligung entspricht, spricht die Regierung Singapurs also nicht von einem GLC. Die 30 Pro-
zent Anteil an Y können allerdings bereits die komplette Kontrolle dieses Unternehmens durch 
den Staat bedeuten. Diese Staffelung von Anteilen durch Holding- und Subunternehmen ist in 
Asien ein beliebtes Mittel der Verschleierung von Eigentumsverhältnissen. 
 
Ein großes Monitum in Bezug auf Temasek ist, dass der Fond, der zu 100 Prozent dem Finanzmi-
nisterium gehört, nicht verpflichtet ist, der Öffentlichkeit Einblick in seine Konten zu gewähren. 
Der ansonsten weitgehend machtlose Präsident Singapurs bestätigt die Ernennung oder Entlas-
sung des CEO und der Vorstandsmitglieder. Auch in finanziellen Entscheidungen hat der Präsi-
dent ein Vetorecht. Obgleich Temasek behauptet, ein seriöses Investitionsunternehmen zu sein 
und nicht unter dem Einfluss der Regierung zu stehen, ist die Nähe zur Regierung kaum zu über-
sehen. Der Vorstand wird vom Finanzministerium ernannt, dem Premierminister Lee vorsteht, 
und der derzeitige Vorsitzende Suppiah Dhanabalan ist ein ehemaliger Außenminister. Zur man-
gelnden Transparenz des Fond kommentierte das Wall Street Journal im Februar 2009: 
 
Temasek manages public monies, yet much of what it does is hidden from the pub-
lic it aims to serve. (…) A spokesman tells us that, "Temasek's charter is to manage 
these investments independent of the Singapore government on a purely commer-
cial basis in order to generate sustainable returns for the benefit of future genera-
tions." But who decides when to use the reserves, and under what metrics? 
 
Temasek's murky goals are part and parcel of Singapore Inc., where the line be-
tween public and private firms is often blurred. This corporatist approach worked 
for Singapore in its early years -- though of course we'll never know whether the 
market might have done a better job. Temasek was set up in 1974 as a holding 
company to manage state-owned firms and has nurtured successful, world-class 




                                               
9 Vgl. “Temasek and Transparency - Will a new CEO bring change amid tough markets?” 
http://online.wsj.com/article/SB123436899991073375.html  (Juni 2009). 
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In diese Richtung weist auch der letzte Freedom House Bericht von 2009: 
 
Singapore has traditionally been lauded for its relative lack of corruption. There is 
no special legislation facilitating access to information, however, and manage-
ment of state funds came under question for the first time in 2007. Critics la-
mented the state’s secret investment of national reserves, and investigations into 
the state investment arm, Temasek Holdings, were launched by Indonesian and 
Thai watchdog agencies. 
 
Unter dem Druck der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise und den damit einhergehenden Mil-
liardenverlusten, lenkte die singapurische Regierung indes ein Stück weit ein. Temasek veröf-
fentlicht mittlerweile jährliche Finanzberichte und Ho Ching, die Ehefrau Lee Hsien Loongs und 
eine der Zielscheiben der Nepotismuskritik, wollte ihren Stuhl als CEO im Oktober dieses Jahres 
räumen. Ihr Nachfolger sollte der US-Amerikaner Charles Goodyear, der ehemalige Chef des 
australisch-britischen Rohstoffkonzerns BHP Billiton, werden. Doch letztendlich scheiterte diese 
Neubesetzung der Temasek-Spitze. Einem Bericht in der von der Regierung kontrollierten Tages-
zeitung Straits Times zufolge, lag der Grund hierfür in den zu risikoreichen Plänen Goodyears. 
Kritiker wie Eric Ellis dagegen sehen darin einen weiteren Beleg für die mangelnde Transparenz 
und Unabhängigkeit Temaseks von der singapurischen Regierung.10 Um diesen Eindruck zu zer-
streuen kündigte der Staatsfond im August eine Revision seiner Satzung an, wonach Temasek 
nun als "aktiver Investor" definiert ist und nicht mehr als Unternehmen, das die Investitionen der  
singapurischen Regierung managt.11 Ob diese Flucht nach vorn allerdings tatsächlich das Image 
Temaseks zu verbessern vermag, ist fraglich, zumal auch die neue Satzung den Einfluss der sin-
gapurischen Regierung festschreibt. Der Präsident Singapurs behält sein Vetorecht bei Ernen-
nungen und Entlassungen von Vorstandsmitgliedern und des CEOs. Politische Unabhängigkeit ist 
für den Fond insofern von Bedeutung, als er zunehmend ausländische Investitionen zu tätigen 
sucht und die Wahrnehmung als Agent der Regierung dabei politischen Widerstand im Ausland 
erzeugt. 
 
3.3 Singapur als regionales und internationales Geldwäschezentrum 
Singapur hat sich nicht nur zur Anlaufstelle für wohlhabende Ausländer mit Steuersparambitio-
nen entwickelt, sondern profitiert Berichten zufolge auch von illegalen Geschäften, wie illega-
lem Holzeinschlag auf Borneo, und Veruntreuung von öffentlichen Geldern in seinen als chro-
nisch korrupt geltenden Nachbarstaaten. Nach der asiatischen Finanzkrise von 1997-98 schätzte 
Bankenexperte Michael Chambers die Summe, der in Singapur geparkten Gelder aus Indonesien 
auf 200 Milliarden US-Dollar. Dass sich darunter die Milliarden an staatlicher Hilfe befanden, 
die Jakarta an von der Krise betroffene indonesische Banken gezahlt hatte und die anschließend 
im großen Stil veruntreut wurden, gilt als ausgemacht. Diese Hilfen hatten damals mehr als die 
Hälfte des jährlichen Budgets Indonesiens ausgemacht und deren Veruntreuung bleibt bis heute 
ohne nennenswerte rechtliche Folgen – die indonesische Justiz gilt als hochgradig korrupt und 
Singapur als wenig kooperationsbereit in solchen Fragen. Eine Umfrage von Merrill Lynch und 
Capgemini ergab, dass ein Drittel der 55.000 als reich eingestuften Bürger Singapurs indonesi-
scher Herkunft ist. Zwar wird der Stadtstaat für seine Korruptionsfreiheit vielfach gerühmt, doch  
 
                                               
10 Vgl. „Lumbered with the boss´s wife“, The Age, 30.7.2009. 
11 Vgl. „Temasek takes a step back from Singapore government“, The Wall Street Journal, 20.8.2009; “Staatsfond 
Temasek macht den Mund auf”, Financial Times Deutschland, 25.8.2009; “Wealth fund of Singapore declares it`s 
independent”, International Herald Tribune, 26.8.2009. 




wird dabei oft übersehen, dass derselbe Stadtstaat maßgeblich von der grassierenden Korruption 
in seinen Nachbarländern profitiert: 
 
Actually, Singapore´s success came mostly from being the money laundering 
centre for corrupt Indonesian businessmen and government officials… To sustain 
its economy, Singapore is building casinos to attract corruption money from 
China.12 
 
In dem Maße, wie die Europäische Union Druck auf die Schweiz ausübte und von derselben Kon-
zessionen erhielt, stieg die Bedeutung Singapurs als globale Steueroase.13 Der Stadtstaat ver-
schärfte die Geheimhaltungsregelungen im Bankensektor und änderte eine Reihe von einschlä-
gigen Gesetzen. Die Zahl der ausländischen privaten Banken in Singapur stieg in der Folge zwi-
schen 2000 und 2006 um fast 100 Prozent an. Heute sind dort alle großen Banken vertreten: 
Deutsche Bank, Commerzbank, UBS, Credit Suisse. Fast rund um die Uhr erreichen deutsche An-
leger einen deutschsprachigen Berater per Telefon. Singapur hat, wie andere Steueroasen, im 
März erklärt, bei einem begründeten Verdacht auf Steuerhinterziehung Daten herauszugeben. 
Der Stadtstaat gehört jedoch weiterhin zu den Finanzplätzen, die unter Beobachtung der OECD 
stehen. 
 
Von dieser „Gastfreundschaft“ profitieren angeblich auch Diktatoren 
wie Robert Mugabe, Than Shwe und Kim Jong-Il.14 Derartige 
Informationen kursieren nicht nur in Onlineforen und auf Blogs, 
sondern werden auch von gestandenen Singapurexperten und 
Journalisten kolportiert.15 Demnach ist Singapur nicht nur Ort für 
Urlaubsaufenthalte und Arztbesuche des simbabwischen Präsidenten, 
sondern verwaltet angeblich auch einen Großteil der 
Korruptionsgelder von simbabwischen Ministern und Militärs.  
Than Shwe16                     Die Kooperation mit der birmanischen Militärdiktatur geht offenbar 
noch weiter. 1993 wurde ein Arbeitskomitee ins Leben gerufen, das 
auf ministerieller Ebene den zwischenstaatlichen wirtschaftlichen 
Austausch „zum beiderseitigen Vorteil“ regeln soll. Das Komitee 
umfasst unter anderen hochrangige Mitglieder des birmanischen 
Sicherheitsapparates, also des Teils der Militärdiktatur, welcher in 
erster Linie für die brutale Unterdrückung des eigenen Volkes 
verantwortlich zeichnet. Es ist ein offenes Geheimnis, dass die 
birmanischen Eliten ihren Reichtum bevorzugt in Singapur 
investieren, wo sie wie viele andere Betuchte aus der Region Kim 
Jong-Il17                                    medizinische Dienstleistungen in Anspruch nehmen und ihre Kinder  
                                               
12 Vgl. Studwell 2007, S. 35. Zitat von Andy Xie, ehemaliger Chefökonom von Morgan Stanley. 
13 Vgl. Focus, 6. April 2009, S. 106. 
14 Vgl. http://singaporecitizen.wordpress.com/2009/01/29/singapore-the-switzerland-in-asiaonly-dictators-and-
mass-murderers-need-apply (Juni 2009). 
15 Vgl. z.B. den Artikel („Web of cash, power and cronies“) von Singapurkritiker und Journalist Eric Ellis in der aust-
ralischen Zeitung The Age: http://www.theage.com.au/news/world/web-of-cash-power-and-
cronies/2007/09/28/1190486569946.html (Juni 2009). 
16 Vgl. http://geoconger.wordpress.com/2007/10/11/church-leaders-call-for-end-to-burmese-crackdown-cen-
101207-p-9/ (Juni 2009). 
17 Vgl. http://www.sojusonsangnim.com (Juni 2009). 
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das hochwertige Schulwesen genießen. Ende April 2009 berichtete die AFP, dass eine in Singa-
pur ansässige Firma mit dem Bau des neuen internationalen Flughafens der administrativen 
Hauptstadt Birmas beauftragt wurde. Die Sanktionspolitik der EU und USA dagegen untersagt 
europäischen und amerikanischen Firmen die Zusammenarbeit mit der Militärdiktatur.                                  
 
Menschenrechtsvertreter kritisieren darüber hinaus auch die aktive Hilfe Singapurs bei der Un-
terdrückung des birmanischen Volkes, z.B. durch den Transfer von IT Know-How. So wurde of-
fenbar von dem staatlichen Unternehmen „Singapur Technologies“ eine Cyber-Kriegszentrale in 
Yangon eingerichtet, mithilfe derer die birmanischen Militärs die Internetaktivitäten ihrer Bürger 
überwachen und steuern können. Manchen Beobachtern zufolge unterhält Singapur zudem 
wirtschaftlich lukrative Arbeitsbeziehungen zur international ebenfalls geächteten Regierung 
Nordkoreas.  
 
Vor kurzem machte Singapur mit ungewöhnlich offener Kritik am Regime Birmas auf sich auf-
merksam. Die Regierung hatte nach der Anklageerhebung gegen Aung San Suu Kyi ihre „Ab-
scheu“ über die Vorwürfe der Militärjunta geäußert. Der ehemalige Premierminister Goh Chok 
Tong besuchte Birma Anfang Juni. Er stellte dabei einen Zusammenhang zwischen zukünftigen 
Investitionen seines Landes und demokratischen Reformen in Birma her: „I believe no Singapore 
investor will come in a big way before this move towards democracy is seen to yield some re-
sults."18 Allerdings ist Singapur nach Angaben des birmanischen Handelsministeriums bereits der 
drittgrößte ausländische Investor in Birma, nach Thailand und Großbritannien. Hinsichtlich des 
bilateralen Handels mit der Militärdiktatur nimmt der Stadtstaat den zweiten Rang nach Thai-
land ein. Wie sehr man auch Singapurs Äußerungen gegenüber Yangon begrüßen mag, seine 
moralische Autorität in Sachen Demokratie und Rechtsstaat bleibt eingeschränkt und Singapur 
muss sich den Vorwurf gefallen lassen, dass es derartige Reformen selbst weitaus schneller und 
kompetenter umsetzen könnte als Birma. 
 
 
4. Liberale Agenda und derzeitige Wirtschaftskrise 
 
Die Wirtschaft Singapurs ist stark vom Export abhängig. Dem-
entsprechend gravierend ist deren Rückgang für die 
wirtschaftliche Gesundheit des Staatstaates. Der Anteil der 
Exporte am singapurischen BIP beträgt laut dem 
Wirtschaftsmagazin The Economist 186 Prozent. Diese Zahl ist 
im internationalen Vergleich außerordentlich hoch. 
Infolgedessen verwundern folgende Hiobsbotschaften kaum. 
Im Dezember 2008 brachen die Exporte um 20 Prozent ein und 
im ersten Quartal 2009 schrumpfte die Wirtschaft des 







                                               
18 Vgl. http://in.reuters.com/article/southAsiaNews/idINIndia-40275520090612  (Juni 2009). 
19 Vgl. The Economist, 29.1.2009. 
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Beim Staatsfond Temasek verzeichnete man nach fragwürdigen Investitionen in die westliche 
Finanzwelt Buchverluste von 31 Prozent oder 40 Milliarden US-Dollar. Bei der Investmentgesell-
schaft der Regierung Singapurs (GIC), wo indirekt auch die Altersrenten der rund 3,5 Millionen 
Bürger verwahrt sind, soll sich der Absturz auf 41 Prozent belaufen, was einem Buchverlust von 
120 Milliarden Dollar entspräche. Temasek Holding steht seit 2005 und noch bis September un-
ter der Leitung von Ho Ching, der Frau des Premierministers. Die GIC wiederum steht unter der 
Aufsicht von Chairman Lee Kuan Yew. 
 
Da die Legitimität der herrschenden PAP letztlich im wirtschaftlichen Erfolg fußt, wird die lan-
desinterne Kritik an der Partei in dem Maße lauter, wie die Volkswirtschaft Singapurs zuneh-
mend in den Sog der weltweiten Rezession gerät. Dies lässt sich in Internetforen beobachten, 
aber auch anhand von Einzelaktionen. So wurde kürzlich der Parlamentsabgeordnete Seng Han 
Thong auf der Bühne von einem 70-jährigen Mann mit brennbarer Flüssigkeit übergossen und 
angezündet. In der regen Blogger-Szene Singapurs kam nicht der Angreifer unter Beschuss, son-
dern der Parlamentarier. Der Angreifer hätte seine Taxilizenz nicht erneuern können, wofür an-
geblich der Abgeordnete verantwortlich gewesen wäre. Somit stand der eine vor dem sozialen 
Elend, während der andere von den hohen Gehältern im singapurischen Staatswesen profitierte. 
Dies veranlasste die Blogger in einem Ton über die Regierenden herzuziehen, der der an Ordnung 
und Sitte gewöhnten Republik fremd ist.  
 
Angesichts der Tatsache, dass Singapurs Wirtschaft stark vom Export abhängt, haben deutsche 
und europäische Außenpolitik durchaus die Handhabe, um stärker als bisher den internationalen 
Druck auf Singapurs Regierung zu erhöhen, um auf eine Demokratisierung des Stadtstaats hin-
zuwirken. Auch die derzeitige globale Finanzkrise könnte neue Bedeutung für die deutsche und 
europäische Außenpolitik gegenüber Singapur gewinnen. In diesem Jahr wird die Wirtschaft 
Singapurs um mehr als 10 Prozent schrumpfen und auch für 2010 wird kein positives Wachstum 
erwartet. Dies könnte dazu beitragen, dass Singapur aufgeschlossener auf entsprechende Initia-
tiven reagiert.   
 
Die innenpolitische Unzufriedenheit manifestiert sich zunehmend als Kritik am autoritären Re-
gierungssystem Singapurs. Dies sollte von Deutschland und Europa als Chance verstanden wer-
den, um auf substanzielle Reformen zu dringen. Die Bundesrepublik und die EU sind wichtige 
Handelspartner Singapurs und könnten somit in wirtschaftlichen Verhandlungen vermehrt auf 
die demokratischen Defizite des Stadtstaates verweisen und Reformen zur Voraussetzung für 
engeren wirtschaftlichen Austausch machen. Als Forum hierzu würde sich das Asia-Europe Mee-
ting (ASEM) anbieten. Der 1996 gegründeten ASEM gehören die 27 EU-Staaten, 16 asiatische 
Länder sowie die EU-Kommission und das ASEAN-Sekretariat an. Die Aussichten auf Erfolg sind 
im Falle Singapurs wesentlich besser als beispielsweise gegenüber China, wo außenpolitischer 
Druck kaum Aussicht auf Erfolg hat. Zudem könnten die liberalen Fraktionen im Bundestag und 
Europaparlament sowie Liberal International auf die Dominanz der singapurischen Regierung in 
der Binnenwirtschaft Singapurs und der offenbaren Rolle Singapurs als regionales Geldwäsche-
zentrum mit engen wirtschaftlichen Beziehungen zu international geächteten Regimen aufklä-
rend verweisen.  
 
Zahlreiche Indizes bescheinigen Singapur hohe wirtschaftliche Freiheit, doch eklatante Defizite 
in Sachen Rechtsstaat, etwa bei der Verfolgung der Opposition, die wirtschaftliche Kooperation 
mit Unrechtsregimen wie Birma und Nordkorea, sowie die Hortung von Korruptionsgeldern blei- 
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ben unerwähnt. Zwar ist die Veruntreuung von staatlichen Geldern in erster Linie das Problem 
der Nachbarstaaten, doch könnte Singapur zu einer Verbesserung der Rechtsstaatlichkeit in die-
sen Ländern durch striktere ethische Richtlinien im Bankengeschäft massiv beitragen. Nicht zu-
letzt wird die Forderung nach mehr Transparenz in den Aktivitäten des öffentliche Gelder ver-
waltenden Staatsfond Temasek nach wie vor von vielen Seiten erhoben. 
 
Eine liberale Agenda für Singapur sollte ebenfalls die wirtschaftlichen Folgen des „weichen Au-
toritarismus“ Singapurs problematisieren.20 In einer Demokratie werden oppositionelle Stimmen 
nicht unterdrückt und können somit mittelbar Einfluss auf die Politikergebnisse ausüben. Singa-
purs Konzentration auf internationale Großkonzerne ging zulasten der Binnennachfrage, der 
Produktivität, der Unterstützung von lokalen Firmen und der Nivellierung von Einkommensdispa-
ritäten. Jährlich emigriert eine große Zahl von gut ausgebildeten Singapureanern ins Ausland, 
wofür wirtschaftliche und politische Gründe verantwortlich zeichnen. Im Jahr 2005 entschied 
sich die angesehene britische Warwick Business School gegen die Eröffnung eines Campus in 
Singapur aufgrund des dortigen Mangels an akademischer Freiheit. Singapurs Bankgeheimnisge-
setze werden von der EU als Hindernis in den Gesprächen über ein Freihandelsabkommen gese-
hen.  
 
Die Wahrscheinlichkeit ist groß, dass das Ausmaß der wirtschaftlichen Probleme Singapurs ge-
ringer geblieben wäre, hätte die singapurische Regierung nicht von Anfang an systematisch die 
Opposition unterdrückt. Diese, vor allem in Gestalt der Singapurischen Chinesischen Handels- 
und Industriekammer (SCCCI) sowie der ihr nahestehenden SDP, forderte schon vor langem mehr 
Liberalismus in der Wirtschaftspolitik: faire Konditionen für lokale Firmen, freien Handel und 
weniger Staatsinterventionismus: 
 
Had [the SCCCI´s] libertarian approach been heeded earlier, however, Singapore ar-
guably would have become more entrepreneurial and less dependent on multina-
tionals. In a liberal democracy, the SCCCI´s views would have been of consequence, 
particularly given the Democratic Party´s limited but not insignificant earlier elec-
toral successes, the SCCCI´s standing in Singaporean society, and its vast financial 
resources.21 
 
Das Unterlassen der Verbannung bzw. Unterdrückung von humanitären Nichtregierungsorgani-
sationen und anderen politischen Parteien hätte dagegen für mehr Freiheit im öffentlichen 
Raum, eine bessere Wahrung der Menschenrechte und einer geringeren sozialen Schärfe sorgen 
können. So hat die singapurische Regierung Greenpeace und Amnesty International aus Singa-
pur verbannt und eine repressive Haltung gegenüber entsprechenden politischen Parteien, wie 
der Arbeiterpartei, eingenommen und sich somit alternativer Lösungsvorschläge beraubt.  
 
Äußerst wenig mit einem liberalen Idealbild hat auch die Bildungs- und Rassenpolitik Singapurs 
zu tun, die Oppositionsführer Chee Soon Juan als „eugenische Agenda“ bezeichnet. Michael Barr 
und Zlatko Skrbis haben diese Politik in ihrem 2008 erschienen Buch „Constructing Singapore“ 
(siehe Quellenangabe) eingehend unter die Lupe genommen und sind zu dem Ergebnis gekom-
men, dass die meritokratisch und multikulturell geprägte Propaganda des Stadtstaates lediglich 
dazu dient, das „Regieren durch eine selbsternannte Elite, die von der chinesischen Mittelklasse 
im Allgemeinen und von der Lee Familie im Speziellen dominiert wird,“ zu unterstützten und zu  
                                               
20 Vgl. - Marco Verweij, Riccardo Pelizzo (2009): Singapore: Does Authoritarianism Pay?, in: Journal of Democracy, 
Volume 20, Number 2, April. 
21 Vgl. ebd. 
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legitimieren. Teil dieser Strategie war es, dafür zu sorgen, dass die Reproduktionsrate unter den 
Eliten hoch und unter den „lumpen masses“ (Lee Kuan Yew) gering ist. In den 80er Jahren war 
die PAP bestrebt, die Fertilität von Frauen mit Universitätsabschluss zu erhöhen bei gleichzeiti-
ger Subventionierung von freiwilligen Sterilisationen von armen und ungebildeten Eltern. Zudem 
betreibt die PAP laut den Autoren Barr und Skrbis ethnische Diskriminierung, was unter anderem 
an der Vergabe von Stipendien beobachtet werden kann. Zwischen 1966 und 2007 gingen ledig-
lich 14 (ca. 6,1 Prozent) der 228 vom Präsidenten vergebenen Stipendien an Studenten einer 
ethnischen Minderheit. Der Anteil fiel auf 3,5 Prozent zwischen 1981 und 2007, obgleich ethni-
sche Minderheiten mehr als 20 Prozent der singapurischen Bevölkerung ausmachen. Bei den 
Stipendien der Streitkräfte Singapurs ist dieser Unterschied noch markanter: hier betrug der 
Anteil ethnischer Minoritäten an den Stipendien lediglich 2,2 Prozent. Beide Lees, Lee Kuan Yew 
und sein Sohn, sagten öffentlich, dass Singapur für einen nicht-chinesischen Regierungschef 
nicht bereit sei. 
 
Angesichts solcher einseitigen Politiken und den oben erwähnten Lebensschwierigkeiten des 
durchschnittlichen Singapureaners bei gleichzeitiger Verwehrung substanzieller demokratischer 
Rechte und finanzieller Privilegierung der politischen Klasse, ist es kaum verwunderlich, dass 
Patriotismus unter Singapureanern gering ausgeprägt ist. Eine AC-Nielsen Umfrage unter 1000 
Singapureanern ergab, dass 21 Prozent den Wunsch hegten, das Land zu verlassen. Noch negati-
ver ist der Befund unter jungen Singapureanern im Alter von 15 bis 29 Jahren: 37 Prozent der 
800 im Januar 2007 Befragten gaben an, nicht patriotisch zu sein und mehr als 50 Prozent wür-
den bei Gelegenheit auswandern. In der Tat geben jährlich ca. 1.000 Singapureaner ihre Staats-
bürgerschaft auf, was Lee Kuan Yew im Jahr 2008 veranlasste, zuzugeben, dass der singapurea-
nische „brain drain“ ein „ziemlich ernsthaftes“ Problem sei. Chee Soon Juan formuliert den 
Sachverhalt zugespitzter: „Can a national system that results in one of every three of its 
younger citizens feeling no loyalty to the country be considered successful?“22  
 
Die Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit hat aufgrund des Demokratiedefizites bereits im 
Jahre 1999 die Konsequenzen gezogen und das stiftungseigene Regionalbüro für Südost- und 
Ostasien von Singapur nach Bangkok, Thailand verlegt. Der Stadtstaat Singapur hat ein vitales 
Interesse an der Erhaltung eines sauberen internationalen Images. Was dringend notwendig 
wäre, ist eine breit angelegte internationale „blame and shame“-Kampagne von OECD und EU, 
die keine Gelegenheit auslassen würde, auf die Demokratie- und Rechtstaatsdefizite des Stadt-
staates hinzuweisen. Strategisch hätte ein solches Vorgehen gewisse Aussichten auf Erfolg. Was 
könnte eine solche Kampagne beinhalten? 
 
Ein sofortiger Stopp aller einseitigen Lobpreisungen Singapurs und der Beginn einer differenzier-
ten Kritik der Verfehlungen des singapurischen Wirtschafts- und Gesellschaftsmodells müssten 
am Anfang einer neuen Politik gegenüber Singapur stehen. Der Nutzen, internationale Konferen-
zen in Singapur auszurichten bzw. zu besuchen, könnte angesichts der autoritären Regierungs-
führung zunehmend in Frage gestellt werden. Gegenüber deutschen und europäischen Wirt-
schaftsunternehmen sollte kontinuierlich auf die Defizite Singapurs hingewiesen werden. Ein 
Umzug aller deutschen und europäischen Organisationen mit Sitz in Singapur in demokratische 
Nachbarländer hätte beträchtliche Signalwirkung. Alle diplomatischen Kanäle sowie politische 
Gespräche sollten dafür genutzt werden, die Defizite anzusprechen und Druck auszuüben. Kon-
krete Maßnahmen gegen internationale Geldwäschezentren, einschließlich Singapur, könnten 
unter Androhung von Sanktionen ergriffen werden. Der deutsche  Bundestag  könnte  beispiels- 
                                               
22 Vgl. Far Eastern Economic Review, Ausgabe Mai 2009. 
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weise eine entsprechende Resolution einbringen, die Singapur auffordert, internationale Stan-
dards beim Rechtssystem und demokratische Grundprinzipien einzuhalten. Dass Singapur auf 
politischen Druck reagiert, insbesondere wenn dieser seine wirtschaftlichen Interessen tangiert, 





Dass eines der wohlhabendsten Länder Asiens nicht zu einer wirklichen Demokratie werden will, 
schadet langfristig nicht nur der eigenen Bevölkerung, sondern auch dem Westen insgesamt in 
seinen Bemühungen, die Prinzipien von Freiheit und Verantwortung weltweit zu verankern. Re-
pressive Gesellschaftsmodelle werden durch Singapur erst hoffähig gemacht. Singapurs Verhal-
ten behindert letztendlich auch die Durchsetzung der Menschenrechtscharta der Vereinten Na-
tionen. Deshalb ist es umso wichtiger, die gegenwärtigen Chancen zu nutzen und die Regierung 
Singapurs systematisch unter Druck zu setzen, internationale Normen einzuhalten.  
 
Vater Lee und Sohn Lee sollten vielleicht einmal nach dem China außerhalb der Tagespolitik 
schauen. Der ehemalige Parteisekretär der Kommunistischen Partei Chinas, Zhao Ziyang, schreibt 
in seinem 2009 erschienen Buch „Prisoner of the State“23: „In fact, it is the Western parliamen-
tary democratic system that has demonstrated the most vitality. This system is currently the 
best one available. It is able to manifest the spirit of democracy and meet the demands of a 
modern society”. 
 
Mahatma Gandhi soll einmal folgendes gesagt haben: „When I despair, I remember that all 
through history the way of truth and love has always triumphed. There have been tyrants and 
autocrats, and for a time they seem invincible but in the end they always fail”. Vielleicht ist es ja 
möglich – und es wäre, wie oben dargelegt, wünschenswert - wenn wir Liberale diesem unaus-
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23 Vgl. Zhao Ziyang, “Prisoner of the State – The Secret Journal of Chinese Premier Zhao Ziyang”, London 2009, 
Seite 270. 
